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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 25. Jänner 1990 20. Stück

44. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Italienischen Republik über Konkurs und
Ausgleich
(NR: GP XVI RV 24 AB 77 S. 20. BR: AB 2765 S. 439.)

45. Geänderte Fassung des Vordruckes in der Anlage zum Zollabkommen über das Carnet A.T.A. für die
vorübergehende Einfuhr von Waren (A.T.A.-Abkommen)
(NR: GP XVII RV 968 W S. 116. BR: AB 3752 S. 521.)

46. Noten an den Generaldirektor des GATT betreffend Änderung des Anhanges I, Teil I und Teil II,
ÖSTERREICH, zum Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, jeweils samt Beilage
(NR: GP XVII RV 911 AB 1028 S. 109. BR: AB 3728 S. 518.)

44.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER ITALIENISCHEN RE-
PUBLIK ÜBER KONKURS UND AUS-

GLEICH

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

Der Präsident der Italienischen Republik

In dem Wunsch, zwischen Österreich und Italien
die Beziehungen in Angelegenheiten des Konkurses
und Ausgleichs zu regeln,

Haben beschlossen, zu diesem Zweck ein
Abkommen zu schließen, und zu Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Georg Schlumberger,

außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter
der Republik Österreich in der Italienischen

Republik

Der Präsident der Italienischen Republik:
Herrn Luciano Radi,

Unterstaatssekretär für Auswärtige Angelegenhei-
ten

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen ist auf den Konkurs und
den Ausgleich von Kaufleuten und Handelsgesell-
schaften anzuwenden.
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(2) Das Abkommen ist jedoch nicht anzuwenden
auf den Konkurs und Ausgleich von Kredit- und
Versicherungsunternehmen sowie von natürlichen
Personen, deren in eine kaufmännische Tätigkeit
investiertes Kapital am Tag der Eröffnung des
Konkurs- oder Ausgleichsverfahrens 900 000 Lire,
das sind im Sinn dieses Abkommens 20 000 Schil-
ling, nicht übersteigt,

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 2 ist die Eigen-
schaft als Kaufmann oder als Handelsgesellschaft
nach dem Recht des Vertragsstaates zu beurteilen,
auf dessen Gebiet die Wirkungen des Konkurses
oder des Ausgleichs durch dieses Abkommen
ausgedehnt werden.

Artikel 2

Die Wirkungen der in diesem Abkommen
bezeichneten und in einem der Vertragsstaaten
eröffneten Verfahren erstrecken sich auch auf das
Gebiet des anderen Vertragsstaates.

Artikel 3

(1) Zur Eröffnung des Konkurses sind die
Gerichte des Vertragsstaates zuständig, auf dessen
Gebiet sich der Mittelpunkt der Geschäftstätigkeit
des Kaufmanns oder der Sitz der Handelsgesell-
schaft befindet. Befinden sich jedoch der Sitz und
der Mittelpunkt der Geschäftstätigkeit der Handels-
gesellschaft an verschiedenen Orten und liegt der
Sitz der Handelsgesellschaft auf dem Gebiet des
einen der Vertragsstaaten, während der Mittelpunkt
der Geschäftstätigkeit auf dem Gebiet des anderen
Vertragsstaates gelegen ist, so sind die Gerichte des
zuletzt genannten Staates ausschließlich zuständig.

(2) Sind die Gerichte der Vertragsstaaten nicht
nach Absatz 1 zuständig, so ist ihre Zuständigkeit
dennoch anzuerkennen, wenn über den Schuldner
in demjenigen der beiden Staaten, in dem er eine
Niederlassung hat, der Konkurs eröffnet worden ist.
Diese Zuständigkeit ist jedoch von dem anderen
Staat nicht anzuerkennen, wenn dieser einem
zwischenstaatlichen Abkommen angehört, das die
Zuständigkeit der Gerichte eines dritten Staates
vorsieht.

Artikel 4

Ist in einem der beiden Staaten bereits ein
Konkurs- oder Ausgleichsverfahren eröffnet wor-
den, so dürfen die Gerichte des anderen Staates ein
solches Verfahren über denselben Schuldner nicht
eröffnen, außer die Unzuständigkeit des zuerst
befaßten Gerichtes ist nachträglich ausgesprochen
worden.

Artikel 5

(1) Die Gerichte des Vertragsstaates, in dem der
Konkurs eröffnet worden ist, werden für zuständig
erachtet, insoweit sie über Ansprüche entschieden
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haben, die sich nach der Rechtsordnung eines der
beiden Staaten unmittelbar aus dem Konkurs
ergeben.

(2) Ist ein nach Absatz 1 für zuständig erachtetes
Gericht eines der Vertragsstaaten mit einem im
Absatz 1 bezeichneten Anspruch befaßt worden, so
hat ein später mit einer Streitigkeit zwischen
denselben Parteien und über denselben Gegenstand
befaßtes Gericht des anderen Vertragsstaates das
Verfahren einzustellen, außer die Unzuständigkeit
des zuerst befaßten Gerichtes ist nachträglich
ausgesprochen worden.

Artikel 6

Die Eröffnung des Konkurses in einem Vertrags-
staat übt auf den Gemeinschuldner im anderen
Vertragsstaat, was die Einschränkung seiner per-
sönlichen Rechte und seiner Rechte der Berufsaus-
übung anbelangt, die Wirkungen aus, die nach dem
Recht des zuletzt genannten Staates für den Fall
vorgesehen sind, in dem der Konkurs von einem
Gericht dieses Staates eröffnet worden wäre.

Artikel 7

(1) Die Befugnisse, die das Recht des Vertrags-
staates, auf dessen Gebiet der Konkurs eröffnet
worden ist, dem Masseverwalter einräumt, erstrek-
ken sich auf das Gebiet des anderen Staates.

(2) Der Masseverwalter kann vor allem alle
Maßnahmen zur Sicherung und Verwaltung des
Vermögens des Gemeinschuldners treffen, alle
Ansprüche betreffend das Vermögen des Gemein-
schuldners in dessen Namen oder im Namen der
Masse vor Gericht geltend machen und das
bewegliche und unbewegliche Vermögen, das zur
Masse gehört, veräußern. Er ist jedoch bei der
Ausübung dieser Befugnisse auf dem Gebiet des
Vertragsstaates, in dem der Konkurs nicht eröffnet
worden ist, hinsichtlich der Form von Rechtshand-
lungen dem Recht des Staates unterworfen, in dem
er die Rechtshandlungen setzt.

(3) Das Gericht, das den Konkurs eröffnet hat,
kann einen besonderen Verwalter bestellen, der die
in den Absätzen 1 und 2 genannten Befugnisse auf
dem Gebiet des anderen Vertragsstaates auszuüben
hat.

Artikel 8

( 1 ) Das Gericht, das den Konkurs eröffnet hat, hat
das im Absatz 4 bezeichnete Gericht des anderen
Staates im Rechtshilfeweg um Veranlassung der
Bekanntmachung des Konkurseröffnungsbeschlus-
ses sowie jeder anderen den Konkurs betreffenden
Entscheidung zu ersuchen, wenn anzunehmen ist,
daß sich Gläubiger oder Vermögenswerte des
Schuldners in diesem Staat befinden.
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(2) Das ersuchte Gericht hat die Übersetzung der
ihm übersendeten Entscheidungen zu veranlassen
und die Übersetzung in der Form bekanntzuma-
chen, die das Recht seines Staates vorsieht. Das
ersuchte Gericht hat weiter nach dem Recht seines
Staates die Eintragung der Entscheidungen in die
öffentlichen Bücher und Register zu veranlassen
und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen,
damit die an den Gemeinschuldner gerichteten
Sendungen dem Masseverwalter ausgefolgt werden.
Das ersuchte Gericht hat das ersuchende Gericht so
rasch wie möglich von den getroffenen Maßnahmen
zu verständigen.

(3) Der Staat des ersuchten Gerichtes ist berech-
tigt, von dem Staat des ersuchenden Gerichtes die
Erstattung der Bekanntmachungs- und Eintra-
gungskosten zu verlangen.

(4) Das Gericht, dem das Rechtshilfeersuchen zu
übersenden ist, ist in Österreich das Handelsgericht
Wien, in Italien der Berufungsgerichtshof Rom.
Dieses Gericht hat das Rechtshilfeersuchen an ein
anderes Gericht desselben Staates weiterzuleiten,
wenn es die Durchführung der erforderlichen
Maßnahmen nicht unmittelbar veranlassen kann.

Artikel 9

(1) Die Wirkungen des Konkursverfahrens und
besonders der Konkurseröffnung, der Aufhebung
sowie jeder anderen Art der Beendigung des
Konkurses treten in dem anderen Vertragsstaat an
dem Tag ein, den das Recht des Staates, in dem der
Konkurs eröffnet worden ist, bestimmt.

(2) Die Schuldner werden gegenüber der Masse
frei, wenn sie ihre Zahlungen vor den im Artikel 8
vorgesehenen Bekanntmachungen geleistet haben,
es sei denn, daß sie von der Eröffnung des
Konkurses Kenntnis hatten oder Kenntnis haben
mußten. In allen Fällen werden die Schuldner frei,
wenn ihre Zahlungen der Masse zugute kommen.

Artikel 10

(1) Für die Gläubiger, die sich in dem Vertrags-
staat aufhalten, in dem der Konkurs nicht eröffnet
worden ist, werden die Fristen für die Anmeldung
der Forderungen zwar durch das Recht des Staates
bestimmt, in dem der Konkurs eröffnet worden ist,
sie beginnen aber von dem auf die Bekanntmachung
der Konkurseröffnung in dem anderen Staat nach
Artikel 8 folgenden Tag an zu laufen. Ist als Endzeit
für die Anmeldung von Forderungen ein bestimmter
Tag festgesetzt worden, so wird dieser Tag für die
Gläubiger, die sich in dem Vertragsstaat aufhalten,
in dem der Konkurs nicht eröffnet worden ist, um
einen Zeitraum hinausgeschoben, der dem Zeitraum
zwischen der Bekanntmachung in dem Staat, in dem
der Konkurs eröffnet worden ist, und der
Bekanntmachung in dem anderen Staat nach Artikel
8 entspricht.



20. Stück — Ausgegeben am 25. Jänner 1990 — Nr. 44 1003

(2) Dies gilt auch für die Rechtsbehelfe und
Rechtsmittel gegen Handlungen und Entscheidun-
gen, die Dritten in der im Artikel 8 vorgesehenen
Form zu Kenntnis gebracht worden sind.

Artikel 11

(1) Die Wirkungen des Konkurses auf laufende
Arbeitsverträge richten sich nach dem Recht des
Ortes, an dem die Arbeiten zu leisten sind.

(2) Die Wirkungen des Konkurses auf Pacht oder
Miete von Liegenschaften richten sich nach dem
Recht des Staates, in dem sich diese Liegenschaften
befinden.

Artikel 12

(1) Die Forderungen, die vorzugsweise aus
beweglichen Vermögensbestandteilen zu befriedi-
gen sind, und die Rangordnung dieser Vorzugs-
rechte bestimmen sich nach dem Recht des Staates,
in dem der Konkurs eröffnet worden ist.

(2) Die Hypotheken und Rechte auf vorzugsweise
Befriedigung aus unbeweglichem Vermögen richten
sich nach dem Recht des Staates, in dem sich dieses
Vermögen befindet.

(3) Die Hypotheken und Rechte auf vorzugsweise
Befriedigung aus Seeschiffen, Binnenschiffen und
Luftfahrzeugen richten sich nach dem Recht des
Staates, in dem diese eingetragen sind.

Artikel 13

Ein Arbeitnehmer, der in einer Niederlassung des
Gemeinschuldners in dem Vertragsstaat, in dem der
Konkurs nicht eröffnet worden ist, beschäftigt ist,
kann sich für das auf dem Gebiet dieses Staates
befindliche Vermögen hinsichtlich seiner Rechte auf
vorzugsweise Befriedigung seiner Ansprüche aus
dem Arbeitsverhältnis auf das Recht des einen oder
des anderen der beiden Staaten berufen. Die Wahl
des einen der beiden Rechte schließt die selbst
teilweise Anwendung des anderen in diesem Belang
aus.

Artikel 14

(1) Die in einem Vertragsstaat von dem im Sinn
des Artikels 3 zuständigen Gericht gefällten
Entscheidungen in Angelegenheiten des Konkurses
einschließlich des Zwangsausgleichs oder in Angele-
genheiten des Ausgleichs gefällten Entscheidungen
werden im anderen Staat anerkannt, es sei denn, daß
sie der öffentlichen Ordnung dieses Staates
widersprechen oder die Rechte der Verteidigung
nicht gewahrt worden sind.

(2) Gleiches gilt für die Entscheidungen über sich
unmittelbar aus dem Konkurs ergebende Ansprü-
che, die von dem im Sinn des Artikels 5 zuständigen
Gericht gefällt worden sind.
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Artikel 15

(1) Im Fall des Ausgleichs kann die zuständige
Behörde eines Vertragsstaates, entsprechend dem
für sie geltenden Recht, alle zur Überwachung der
Verwaltung oder zur Liquidation des Vermögens
des Schuldners im anderen Staat erfoderlichen
Maßnahmen treffen; besonders kann sie zu diesem
Zweck eine Person bestellen, die befugt ist, auf dem
Gebiet des anderen Staates einzuschreiten.

(2) Für die Bekanntmachungen und Eintragungen
der im Artikel 14 bezeichneten Entscheidungen in
öffentliche Bücher und Register in dem Vertrags-
staat, in dem die Entscheidungen nicht gefällt
worden sind, gilt der Artikel 8.

Artikel 16

Die von dem österreichischen Gericht, das den
Konkurs über den Schuldner eröffnet oder den
Ausgleich zwischen diesem und seinen Gläubigern
bestätigt hat, als Exekutionstitel ausgestellten
Auszüge aus dem Anmeldungsverzeichnis sind nach
Beendigung des Konkursverfahrens in Italien
gleichermaßen als Exekutionstitel anzuerkennen,
sofern diesen Auszügen eine Bestätigung des
Gerichtes, das sie ausgestellt hat, darüber beigege-
ben ist,

1. daß es sich nach österreichischem Recht um
einen Exekutionstitel handelt und

2. daß die Forderung vom Schuldner nicht
bestritten worden ist und, wenn es sich um ein
Konkursverfahren gehandelt hat, der Masse-
verwalter ausdrücklich erklärt hat, die Forde-
rung anzuerkennen.

Artikel 17

(1) Die Entscheidungen der Gerichte eines der
beiden Staaten, die, entsprechend diesem Abkom-
men, im anderen Staat anerkannt werden, sind in
diesem auch vollstreckbar, wenn sie in dem Staat, in
dem sie gefällt worden sind, vollstreckbar sind.

(2) Das Verfahren zur Wirksamerklärung in
Italien oder zur Bewilligung der Exekution in
Österreich einschließlich der Rechtsmittel sowie die
Durchführung der Zwangsvollstreckung richten
sich nach dem Recht des Staates, in dem diese
Maßnahmen stattfinden.

Artikel 18

(1) Die Partei, die eine Entscheidung im anderen
Staat geltend machen will, hat vorzulegen

1. eine Ausfertigung der Entscheidung;
2. im Fall einer Versäumungsentscheidung eine

mit der Bestätigung der Richtigkeit versehene
Abschrift der Ladung oder ein anderes zur
Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung
des Beklagten geeignetes Schriftstück.

(2) Die Partei, die im anderen Staat eine in einem
im Artikel 5 Absatz 1 bezeichneten Verfahren
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gefällte Entscheidung geltend machen will, hat
überdies vorzulegen

1. wenn die Entscheidung in Österreich gefällt
worden ist, eine Bestätigung des Gerichtes, das
in erster Instanz entschieden hat, darüber, daß
die Entscheidung in Rechtskraft erwachsen ist;

2. wenn die Entscheidung in Italien gefällt
worden ist, eine Bestätigung des Leiters der
Gerichtskanzlei (cancelliere), daß innerhalb
der gesetzlichen Fristen keine Berufung oder
Kassationsbeschwerde erhoben worden ist.

(3) Wird die Vollstreckung einer Entscheidung
beantragt, so muß die Ausfertigung der Entschei-
dung mit der Bestätigung der Vollstreckbarkeit
versehen sein.

(4) Die in diesem Artikel angeführten Urkunden
sind mit Übersetzungen zu versehen, deren
Richtigkeit von einem beeideten Übersetzer eines
der beiden Staaten bestätigt sein muß.

(5) Die in diesem Artikel angeführten Urkunden
bedürfen zur Verwendung im anderen Staat weder
einer Beglaubigung noch sonst einer gleichartigen
Förmlichkeit.

Artikel 19

Dieses Abkommen ist nur auf die nach dem Tag
seines Inkrafttretens eröffneten Konkurse und auf
die nach diesem Tag beantragten Ausgleiche
anzuwenden.

Artikel 20

Jede Meinungsverschiedenheit hinsichtlich der
Auslegung und Anwendung dieses Abkommens, die
zwischen den beiden Staaten entstehen könnte, ist
auf diplomatischem Weg beizulegen.

Artikel 21

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden sind in Wien auszutauschen.

(2) Das Abkommen tritt drei Monate nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Jeder der beiden Staaten kann das Abkommen
durch eine auf diplomatischem Weg zu übermit-
telnde schriftliche Notifikation kündigen. Die
Kündigung wird sechs Monate nach dem Zeitpunkt
wirksam, an dem sie dem anderen Staat notifiziert
worden ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtig-
ten dieses Abkommen unterschrieben.
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GESCHEHEN zu Rom, am 12. Juli 1977, in
zweifacher Urschrift in deutscher und italienischer
Sprache, wobei beide Wortlaute gleichermaßen
verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:
Schlumberger

Für die Italienische Republik:
Luciano Radi

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 20. Dezember 1989 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 21 Abs. 2 mit
20. März 1990 in Kraft.

Vranitzky

45.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Geänderte Fassung des Vordruckes in der Anlage zum Zollabkommen über das Carnet A.T.A. für
die vorübergehende Einfuhr von Waren (A.T.A.-Abkommen)

Gemäß Art. 24 Abs. 1 des A.T.A.-Abkommens *) wird die nachstehende geänderte Fassung der Anlage
des A.T.A.-Abkommens, die vom Generalsekretär des Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des
Zollwesens mit Note vom 4. November 1988 übermittelt wurde, von den Vertragsparteien empfohlen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 239/1963
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Der Bundespräsident hat erklärt, gegen diese geänderte Fassung keinen Einspruch zu erheben; die
geänderte Fassung ist gemäß Art. 24 Abs. 7 des Übereinkommens mit 4. November 1989 in Kraft getreten.

Vranitzky
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46.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Beilagen wird genehmigt.

Noten an den Generaldirektor des GATT betreffend Änderung des Anhanges I, Teil I und
Teil II, ÖSTERREICH, zum Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen des All-

gemeinen Zoll- und Handelsabkommens, jeweils samt Beilage

(Übersetzung)

An den

Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens

Genf

Wien, 15. 9. 1989

Unter Bezugnahme auf Artikel IX, Zif. 5, lit. a,
des Übereinkommens über das öffentliche Beschaf-
fungswesen, *) übermittelt Österreich eine Anzahl
von Berichtigungen rein formeller Art in den Listen
der Österreichischen Beschaffungsstellen, welche in
Artikel I, Absatz 1, lit. c, angeführt sind (Beilage).

Diese Notifikation beinhaltet lediglich Änderun-
gen bei den Bezeichnungen von Bundesministerien
und kleinere organisatorische Änderungen sowie
Übersetzungsverbesserungen. Ein typisches Beispiel
stellt die Zusammenlegung von zwei Bundes-
ministerien, die in den Punkten 3 und 6 angeführt
sind, zu einer Neubenennung dar.

Keine dieser notifizierten Änderungen
beschränkt den Umfang der dem Kodex unterlie-
genden Beschaffungsstellen oder ändert die Ausge-
wogenheit der Rechte und Pflichten in irgendeiner
Weise.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
direktor, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung.

Mag. Josef Mayer
Ministerialrat

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 452/1981
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Beilage
(Übersetzung)

ANHANG I

Listen der Beschaffungsstellen nach Artikel I,
Absatz 1, lit. c.

ÖSTERREICH

Diese Liste ist in englischer Sprache authentisch.

TEIL I
2. Bundesministerium für auswärtige Angele-

genheiten
Ballhausplatz 2, A-1014 Wien

3. Zusammenlegung mit Pkt. 6.
4. Bundesministerium für Finanzen

b) Abteilung VI/5 (EDV-Bereich des Bun-
desministeriums für Finanzen und des
Bundesrechenamtes),
Hintere Zollamtsstraße 4,
A-1033 Wien

c) Abteilung III/1 (Beschaffung von techni-
schen Geräten, Einrichtungen und Sach-
gütern für die Zollwache),
Himmelpfortgasse 4—8,
A-1015 Wien

5. Bundesministerium für Umwelt, Jugend und
Familie
Amtswirtschaftsstelle,
Himmelpfortgasse 8,
A-1010 Wien

6. Bundesministerium für wirtschaftliche Ange-
legenheiten
Abteilung Präsidium 1,
Stubenring 1,
A-1011 Wien

7. Bundesministerium für Inneres
a) Abteilung I/5 (Amtswirtschaftsstelle),

Herrengasse 7,
A-1014 Wien

b) EDV-Zentrale (Beschaffung von EDV-
Hardware),
Berggasse 43,
A-1090 Wien

c) Abteilung U/3 (Beschaffung von techni-
schen Geräten und Einrichtungen für die
Bundespolizei);
Minoritenplatz 3,
A-1014 Wien

d) Abteilung I/6 (Beschaffung aller Sachgü-
ter für die Bundespolizei soweit sie nicht
von der Abteilung U/3 beschafft werden),
Hohenbergstraße 1,
A-1124 Wien

e) Abteilung IV/8 (Beschaffung von Flug-
zeugen),
Am Hof 4,
A-1014 Wien
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8. Bundesministerium für Justiz
Amtswirtschaftsstelle,
Museumstraße 7,
A-1016 Wien

11. Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Amtswirtschaftsstelle,
Stubenring 1,
A-1011 Wien

12. Bundesministerium für Unterricht, Kunst
und Sport
Minoritenplatz 5,
A-1014 Wien

13. Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr
Radetzkystraße 2,
A-1030 Wien

15. Österreichisches Statistisches Zentralamt
Hintere Zollamtsstraße 2 b,
A-1033 Wien

17. Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen
Schiffamtsgasse 1—3,
A-1025 Wien

18. Bundesversuchs- und Forschungsanstalt
Arsenal (BVFA)
Faradaygasse 3,
A-1030 Wien

20. Bundesamt für Zivilluftfahrt
Schnirchgasse 11,
A-1030 Wien

21. Amt für Schiffahrt
Radetzkystraße 2,
A-1030 Wien

23. Generaldirektion für die Post- und Tele-
graphenverwaltung 2)
Postgasse 8,
A-1011 Wien

(Übersetzung)
An den
Generaldirektor des
Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens

Genf

Wien, 15. 9. 1989

Unter Bezugnahme auf Artikel IX, Zif. 5, lit. a,
des Übereinkommens über das öffentliche Beschaf-
fungswesen übermittelt Österreich die ins Harmo-
nisierte System transponierte Liste der Warengrup-
pen, die vom Bundesministerium für Landesvertei-
digung beschafft werden und dem Übereinkommen
unterliegen und welche im Anhang I, Teil II,
ÖSTERREICH angeführt sind (Beilage).

Am 1. Jänner 1988 trat das Österreichische Zoll-
tarifgesetz 1988, BGBl. Nr. 155/1987, das auf dem
Internationalen Übereinkommen über das Harmo-
nisierte System zur Bezeichnung und Kodierung
der Waren, BGBl. Nr. 553/1987, basiert, in Kraft.
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In diesem Zusammenhang war es notwendig, die
im Anhang I, ÖSTERREICH, Teil II genannten
Waren in die neue Nomenklatur zu transponieren.

Durch die umfangreicheren Warenspezifikatio-
nen im Harmonisierten System gegenüber dem
CCCN, ergeben sich zusätzliche Transpositionen
als Ausnahmen, wobei jedoch der materielle
Umfang linear beibehalten wurde.

Dies ist insbesondere bei den neuen Tarif-
kapiteln 28, 29, 38, 39, 40, 84, 85 und 87 der Fall.

Die im Kapitel 82 angeführte Ausnahme „aus
82.08" der CCCN wurde anläßlich der Transpo-
nierung korrigiert, da diese entsprechend der ange-
gebenen Warenbezeichnung Erzeugnisse der Tarif-
nummer 82.05 der CCCN hätte lauten müssen.

ÖSTERREICH behält sich vor, allfällige Trans-
ponierungsunstimmigkeiten und daraus resultie-
rende materielle Auswirkungen zu einem späteren
Zeitpunkt zu notifizieren.

Keine dieser notifizierten Änderungen sowie
Verbesserungen bei der Übersetzung beschränkt
den Umfang der Warengruppen, die vom Bundes-
ministerium für Landesverteidigung beschafft wer-
den und dem Übereinkommen unterliegen, oder
ändert die Ausgewogenheit der Rechte und Pflich-
ten in irgendeiner Weise.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr General-
direktor, den Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung.

Mag. Josef Mayer
Ministerialrat

Beilage
(Übersetzung)

TEIL II

LISTE DER WARENGRUPPEN, DIE VOM
BUNDESMINISTERIUM FÜR LANDESVER-
TEIDIGUNG BESCHAFFT WERDEN UND

DEM ÜBEREINKOMMEN UNTERLIEGEN

Kapitel 25: Salz; Schwefel; Erden und Steine;
Gips, Kalk und Zement

Kapitel 26: Erze, Schlacken und Aschen

Kapitel 27: Mineralische Brennstoffe, Mineralöle
und ihre Destillationserzeugnisse; bitu-
minöse Stoffe; Mineralwachse

ausgenommen:
Brenn-, Treib- und Kraftstoffe

Kapitel 28: Anorganische chemische Erzeugnisse;
anorganische oder organische Verbin-
dungen von Edelmetallen, Seltenerd-
metallen, radioaktiven Elementen oder
Isotopen
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ausgenommen:
aus 2808 Sprengstoffe
aus 2809 Sprengstoffe
aus 2810 Sprengstoffe
aus 2811 Sprengstoffe
aus 2812 Tränengase
aus 2825 Sprengstoffe
aus 2829 Sprengstoffe
aus 2834 Sprengstoffe
aus 2844 Toxikologische Produkte
aus 2845 Toxikologische Produkte
aus 2847 Sprengstoffe

Kapitel 29: Organische chemische Erzeugnisse

ausgenommen:
aus 2904 Sprengstoffe
aus 2905 Sprengstoffe
aus 2908 Sprengstoffe
aus 2909 Sprengstoffe
aus 2912 Sprengstoffe
aus 2913 Sprengstoffe
aus 2914 Toxikologische Produkte
aus 2915 Toxikologische Produkte
aus 2916 Toxikologische Produkte
aus 2917 Toxikologische Produkte
aus 2920 Toxikologische Produkte
aus 2921 Toxikologische Produkte
aus 2922 Toxikologische Produkte
aus 2925 Sprengstoffe
aus 2926 Toxikologische Produkte
aus 2928 Sprengstoffe
aus 2932 Sprengstoffe

aus 2933 Sprengstoffe

Kapitel 30: Pharmazeutische Erzeugnisse

Kapitel 31: Düngemittel

Kapitel 32: Gerbstoff- oder Farbstoffauszüge;
Tannine und ihre Derivate; Farbstoffe,
Pigmente und andere Färbemittel;
Anstrichfarben und Lacke; Kitte und
ähnliche Massen; Tinten

Kapitel 33: Etherische Öle und Resinoide; Parfü-
merie-, Kosmetik- und Toilettezube-
reitungen

Kapitel 34: Seifen, organische grenzflächenaktive
Stoffe, zubereitete Waschmittel, zube-
reitete Schmiermittel, künstliche
Wachse, zubereitete Wachse, Polier-
und Scheuerzubereitungen, Kerzen
und ähnliche Waren, Modelliermassen,
„Dentalwachse" und Dentalzuberei-
tungen auf der Grundlage von
gebranntem Gips

ausgenommen:
aus 3403 Toxikologische Produkte

Kapitel 35: Eiweißstoffe; modifizierte Stärken;
Klebstoffe; Enzyme
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Kapitel 36: Explosivstoffe; pyrotechnische Waren;
Zündhölzer; Zündmetallegierungen;
leicht entzündliche Stoffe

ausgenommen:
3601 Schießpulver
3602 zubereitete Explosivstoffe,

ausgenommen Schießpulver
aus 3603 Sprengzünder aller Art
aus 3606 Explosivstoffe

Kapitel 37: Photographische oder kinematographi-
sche Waren

Kapitel 38: Verschiedene chemische Erzeugnisse

ausgenommen :
aus 3804 Toxikologische Produkte
aus 3805 Toxikologische Produkte
aus 3806 Toxikologische Produkte
aus 3809 Toxikologische Produkte
aus 3811 Toxikologische Produkte
aus 3812 Toxikologische Produkte
aus 3815 Toxikologische Produkte
aus 3817 Toxikologische Produkte
aus 3819 Toxikologische Produkte
aus 3820 Toxikologische Produkte
aus 3822 Toxikologische Produkte
aus 3823 Toxikologische Produkte

Kapitel 39: Kunststoffe und Waren daraus
ausgenommen:
aus 3912 Sprengstoffe
aus 3915 Sprengstoffe
aus 3916 Sprengstoffe
aus 3919 Sprengstoffe
aus 3920 Sprengstoffe
aus 3921 Sprengstoffe

Kapitel 40: Kautschuk und Waren daraus
ausgenommen:
aus 4011 Luftreifen, wie sie für Per-

sonenkraftwagen (ein-
schließlich Kombinations-
kraftwagen und Rennautos),
Autobusse und Lastkraftwa-
gen verwendet werden

aus 4012 Luftreifen, wie sie für Per-
sonenkraftwagen (ein-
schließlich Kombinations-
kraftwagen und Rennautos),
Autobusse und Lastkraftwa-
gen verwendet werden

Kapitel 43: Pelzfelle und künstliches Pelzwerk;
Waren daraus

Kapitel 45: Kork und Korkwaren

Kapitel 46 : Flechtwaren und Korbwaren

Kapitel 47: Halbstoffe aus Holz oder anderem cel-
lulosehaltigem Fasermaterial; Abfälle
von Papier oder Pappe
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Kapitel 65 : Kopfbedeckungen und Teile davon

ausgenommen:
aus 6505 militärische Kopfbedeckun-

gen

Kapitel 66: Regenschirme, Sonnenschirme, Spa-
zierstöcke, Stöcke mit Sitzvorrichtung,
Peitschen und Reitgerten sowie Teile
davon

Kapitel 67: Zugerichtete Federn und Daunen
sowie Waren aus Federn und Daunen;
künstliche Blumen; Waren aus Men-
schenhaaren

Kapitel 68: Waren aus Steinen, Gips, Zement.
Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stof-
fen

Kapitel 69: Keramische Erzeugnisse

Kapitel 70 : Glas und Glaswaren

Kapitel 71: Echte Perlen, Zuchtperlen, Edelsteine,
Schmucksteine, Edelmetalle, Edelme-
tallplattierungen, Waren daraus; Phan-
tasieschmuck; Münzen

Kapitel 72: Eisen und Stahl

Kapitel 73: Waren aus Eisen und Stahl

Kapitel 74: Kupfer und Waren daraus

Kapitel 75: Nickel und Waren daraus

Kapitel 76: Aluminium und Waren daraus

Kapitel 78: Blei und Waren daraus

Kapitel 79: Zink und Waren daraus

Kapitel 80: Zinn und Waren daraus

Kapitel 81: Andere unedle Metalle; Cermets
(Metallkeramiken); Waren aus diesen
Stoffen

Kapitel 82: Werkzeuge, Messerschmiedwaren,
Eßbestecke, aus unedlen Metallen;
Teile davon, aus unedlen Metallen

ausgenommen:
aus 8207 Werkzeuge*)
aus 8209 Teile von Werkzeugen *)

Kapitel 83: Verschiedene Waren aus unedlen
Metallen

Kapitel 84: Kernreaktoren, Kessel, Maschinen,
Apparate und mechanische Geräte;
Teile davon

ausgenommen:
8407 Motoren *)
8408 Motoren *)

*) Sofern sie nicht handelsübliche Erzeugnisse dar-
stellen, sondern für spezielle Verwendungen (wie War-
tung von Militärflugzeugen, Waffen usw.) vorgesehen
sind.
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8411 Turbo Strahltriebwerke *)
8412 Strahltriebwerke *)
8456 Werkzeugmaschinen *)
8457 Bearbeitungszentren *)
8458 Drehmaschinen *)
8459 Werkzeugmaschinen *)
8460 Werkzeugmaschinen *)
8461 Werkzeugmaschinen*)
8462 Werkzeugmaschinen *)
8463 Werkzeugmaschinen *)

Kapitel 85: Elektrische Maschinen und Apparate
und elektrotechnische Erzeugnisse
sowie Teile davon; Tonaufnahme- und
Tonwiedergabegeräte, Fernsehbild-
und Fernsehtonaufnahme- und -wie-
dergabegeräte sowie Teile und Zube-
hör für diese Geräte

ausgenommen:
8506 Primärbatterien
8517 Fernmeldeeinrichtungen

8525 Sendegeräte
8526 Radargeräte
8527 Empfangsgeräte
8528 Fernsehempfangsgeräte

aus 8529 Antennen

Kapitel 86: Schienenfahrzeuge und ortsfestes
Gleismaterial sowie Teile davon;
mechanische und elektromechanische
Signalvorrichtungen für Verkehrswege

ausgenommen:
aus 8601 gepanzerte Lokomotiven
aus 8602 andere gepanzerte Lokomo-

tiven
8604 Werkstättenwagen

aus 8605 gepanzerte Waggons
8606 Güterwaggons

Kapitel 87: Kraftfahrzeuge, Traktoren (Zugma-
schinen), Motorräder, Fahrräder und
andere Landfahrzeuge sowie deren
Teile und Zubehör

ausgenommen :
8701 Traktoren

aus 8702 militärische Fahrzeuge
aus 8703 militärische Fahrzeuge
aus 8704 militärische Fahrzeuge
aus 8705 militärische Fahrzeuge

8710 Panzer und gepanzerte
Fahrzeuge

8711 Motorräder
aus 8716 Anhänger

Kapitel 88: Luftfahrzeuge, Raumfahrzeuge und
Teile davon

*) Sofern sie nicht handelsübliche Erzeugnisse dar-
stellen, sondern für spezielle Verwendungen (wie War-
tung von Militärflugzeugen, Waffen usw.) vorgesehen
sind.
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Kapitel 89 : Wasserfahrzeuge und schwimmende
Konstruktionen

ausgenommen:
aus 8906 Kriegsschiffe
aus 8907 andere schwimmende Kon-

struktionen

Kapitel 90: Optische, photographische, kinemato-
graphische, Meß-, Prüf- und Präzi-
sionsinstrumente; medizinische oder
chirurgische Instrumente und Appa-
rate; Teile und Zubehör dieser Waren

ausgenommen:
aus 9005 Ferngläser, Fernrohre
aus 9013 optische Instrumente, Laser
aus 9015 Entfernungsmesser

9030 elektrische und elektroni-
sche Meßinstrumente

9031 elektrische und elektroni-
sche Meßinstrumente

9032 selbsttätige Regelinstru-
mente

Kapitel 91 : Uhrmacherwaren

Kapitel 92: Musikinstrumente, Teile und Zubehör
davon

Kapitel 94: Möbel; medizinisch-chirurgische
Möbel; Bettwaren, Matratzen, Bettein-
sätze, Polster und ähnliche Waren mit
Füllungen; Beleuchtungskörper, ander-
weitig weder genannt noch inbegriffen;
Reklameleuchten, Leuchtschilder und
ähnliche Waren; vorgefertigte
Gebäude

Kapitel 95: Spielzeug, Spiele, Unterhaltungsartikel
und Sportgeräte; Teile davon und
Zubehör

Kapitel 96: Verschiedene Waren

Die Änderung ist gemäß Art. IX Abs. 5 lit. a des Übereinkommens mit 5. November 1989 in Kraft
getreten.

Vranitzky
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